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Nach neun Jahren Tonja Zürcher
tritt nach gut neun Jahren im
Grossen Rat zurück. Das teilte
ihre Partei, Basels starke Alter-
native (Basta), mit. Zürcher tritt
per 9. September zurück undwill
sich künftig auf ausserparlamen-
tarische Politik konzentrieren.
Zürcher ist Co-Vizepräsidentin
der Basta. Dieses Amt wird sie
weiter ausführen.

«Spürbare Erfolge konnte ich
immerda feiern,wo dieArbeit im
Parlament engmit Druck aus der
Bevölkerung und von sozialen
Bewegungen zusammenwirkte»,
sagt Tonja Zürcher zu ihrer Ar-
beit im Grossen Rat. Als Beispie-
le nennt die Partei den Klima-
streik. Damit sei es gelungen,
über die Spezialkommission Kli-
maschutz die Ersatzpflicht für
fossile Heizungen durchzubrin-
gen. «Weitere Erfolge sind, dass
mindestens 50 Prozent von Kly-
beck- undWestquai grün bleiben
und 100 Prozent derWohnungen
bezahlbarvermietetwerden», so
die Mitteilung weiter.

Einer der grössten Erfolge in
Zürchers Grossratskarriere war
das Nein zum Rheintunnel der
Basler Bevölkerung im Novem-
ber. Die Umsetzung des Netto-
null-Ziels 2037 hätte sie gern im
Parlament begleitet, sagt Zür-
cher. Sie kritisiert das «zögerli-
che Tempo» und die «mutlosen
bisherigen Massnahmen».

Nachfolgerin steht fest
Neben der Arbeit im Parlament
brauche es weiteren Druck aus
derBevölkerung. «Ich freuemich
deshalb darauf,wiedermehrZeit
und Kraft für die ausserparla-
mentarische Politik zu haben.
Denn es ist klar, den Kapitalis-
mus werden wir nicht im Parla-
ment überwinden», begründet
Zürcher ihren Rücktritt.

Für Zürcher wird Franziska
Stier in den Grossen Rat nachrü-
cken. Sie ist feministische Akti-
vistin und Gewerkschafterin –
unter anderem ist sieMitinitian-
tin des feministischen Streiks
und des Frauenstreiks Basel. (ith)

Traditionsbäckerei Der Spalebegg
ist geschlossen. Das Geschäft
habe nicht rentiert, berichtet die
Onlineplattform «Primenews».
Damit verschwindet eineweitere
Traditionsbäckerei aus Basel.
«Es war wirtschaftlich nicht ge-
nug»,wird Geschäftsführer Sven
Schwob von Wacker & Schwob
zitiert. Bekanntwar die Bäckerei
für die «Wacker Käskiechli». Das
Unternehmen hatte das Laden-
geschäft 2019 von der Bäckerei
Kühner übernommen, diese hat-
te damals Konkurs anmelden
müssen.

«DasVerhältnis zwischen der
Kundennachfrage und der Mie-
te hat nicht mehr gestimmt»,
sagt Schob. Der Vermieter habe
die Miete gegen Ende sogar ge-
senkt, das habe das Geschäft aber
nicht gerettet. Seit 1911 gab es die
Bäckerei. Von der Schliessung
waren zwei Angestellte betrof-
fen.Die «WackerKäskiechli» gibt
es weiterhin im «Basler Fyyn-
koscht» beim Totentanz 5. (ith)

Isabelle Thommen

2026 expandiert dieMCHGroup
mit derArt Basel nach Katar. Ein
umstrittener Schritt: Das Land
verbietet Homosexualität und
war im Zusammenhang mit der
Fussball-Weltmeisterschaft 2022
mit Menschenrechtsverletzun-
gen weltweit in den Schlagzei-
len. Die Expansion ruft nun die
Politik auf den Plan. Dem Kan-
ton Basel-Stadt gehören 37,5
Prozent der Kunstmesse. Gleich
zwei Vorstösse im Grossen Rat
kritisieren nun die Haltung des
Regierungsrats um die Art Basel
Qatar.

So spricht Basta-Grossrat Oli-
ver Bolliger von einem «Frei-
pass» der Basler Regierung für
denAbleger in Katar. «Unterwel-
chenVoraussetzungenwürde der
Regierungsrat es in Erwägung
ziehen, deswegen seine Anteile
der MCH Group abzustossen?»,
fragt Bolliger. «Der Regierungs-
rat äussert zur Kritik: ‹Wir kön-
nen nichts machen.› Meine Fra-
ge ist: Gibt es eine Grenze oder
trägt man alles mit?», fragt der
Basta-Grossrat.

Stadtname in Branding
inbegriffen
«Will man die Anteile auf alle
Fälle behalten?» Eine Forderung,
die MCH-Group-Anteile abzu-
stossen, sei sein Vorstoss nicht,
sagt Bolliger. «Ich lehne das En-
gagement in Katar zwarvöllig ab.
Das heisst aber nicht, dass es
zwingend zum Rückzug kom-
men müsste. Ich wünsche mir
einfach eine klare Stellungnah-
me der Regierung, ob und wo
diesbezüglich Grenzen beste-
hen.»

Er erinnert an die Fussball-WM
in Katar. «Die Menschenrechts-
lage ist weiterhin sehr proble-
matisch, und Katar ist aktuell
weit entfernt davon, ein demo-
kratischer Staat zu sein. Es
könnte durchaus negative Fol-
gen haben.» Damit spricht Bol-
liger etwa die Reputation an –
nicht nur derArt Basel, sondern
auch der Stadt Basel. «Was plant
der Regierungsrat, um einen
möglichen Reputationsschaden
abzuwenden?», fragt er. Im
Branding der Kunstmesse ist der
Stadtname schliesslich mit da-
bei. «Eine mögliche Folge wäre
der Boykott derArt Basel hier am
Austragungsort Basel», befürch-
tet Bolliger.

Auch GLP-Grossrat Johannes
Sieber fordert in seinemVorstoss
Antworten in SachenMenschen-
rechte. «Mich interessiert,wie es
zu diesem Entscheid gekommen
ist», sagt er. «Ich befürworte die
Art Basel Qatar nicht.» Auch er
halte aber einenAbstoss derAn-
teile an der ganzen MCH Group
für eine Überreaktion. Es gelte,
Bedenken zu platzieren, sagt
Sieber.

«Der Regierungsrat muss auf
die Menschenrechtssituation
aufmerksam machen und die
Kunstfreiheit hochhalten.» Ihm
sei bewusst, dass der Kanton Ba-
sel-Stadt nicht die Menschen-
rechtssituation in ganz Katar
verbessern könne, sagt er auf die
Nachfrage, ob solche Bemühun-
gen nicht illusorisch seien. Doch
«eine Messe mit ‹Basel› im Na-
men muss nach unseren Wert-
vorstellungen stattfinden. Und
man kann sehr wohl auf Miss-
stände im Land aufmerksam
machen.»

Auch beim Thema Gastarbeite-
rinnen und Gastarbeiter – ein
grosser Kritikpunkt an der
Fussball-WM 2022 – sei Ein-
flussnahme angezeigt. «Es
muss ausgeschlossen werden,
dass Angestellte unter men-
schenverachtenden Bedingun-
gen für eine Art Basel arbeiten
müssen.»

Kritik auch an
Art Basel Hongkong
Im Zusammenhangmit demAb-
leger in Katar redet Oliver Bolli-
ger von «Kunst-Washing» –
ebenso bei der Art Basel Hong-
kong. Diese existiert seit 2013.
Dort gab es bisher aber keinen
politischen Widerstand. «Das
hätteman sicher auch schon da-
mals thematisieren können»,
räumt Bolliger auf Nachfrage ein.
«Bei Katar ist eswohl offensicht-
licher,weil gerade erst die Fuss-
ball-WMdort stattgefunden hat.
Aber es geht mir allgemein dar-
um, zu fragen: Wo geht die Art
Basel hin?»

DieMCHGroup stehe seit Jah-
ren unter grossem Druckwegen
finanzieller Verluste, sagt der
Grossrat. «Was ist das Ziel der
Messe,wenn sie nurdurch Inves-
titionen von Dritten oder zwei-
felhafte Engagements in autori-
tären Staaten überleben kann?
Ich könntemir auch eine andere
Messe in Basel vorstellen. Die
MCH Group ist nicht alternativ-
los. Ohne die Art Basel hätte der
Kantonwahrscheinlich kaum in-
vestiert», führt Bolliger aus.

«Ob diese Platzierung derArt
Basel auf der ganzen Welt der
Stadt Basel dienlich ist, ist frag-
lich. Eine mittelfristige Abwan-
derung aus Basel scheint mir

möglich. Die Regierung sagt, ihr
seien bei der Art die Hände ge-
bunden, und dies bei einer Be-
teiligung von über einemDrittel,
das macht mir Sorgen.»

«VolleWahrung der
kuratorischen Freiheit»
Die MCH Group sagt auf Anfra-
ge zu den Vorwürfen: «Die An-
kündigung von Art Basel Qatar
wurde von Kunst- und Kultur-
schaffenden weltweit mit gros-
ser Zustimmung aufgenommen.
Zugleich nehmenwir zur Kennt-
nis, dass es auch in Basel kriti-
sche Stimmen aus derPolitik und
Öffentlichkeit gibt.» Man befin-
de sich im «engen, kontinuierli-
chen Austausch»mit den Stake-
holdern – insbesondere auchmit
den politischen Entscheidungs-
trägerinnen und -trägern im
Kanton Basel-Stadt.

«Art Basel Qatar verfolgt das
Ziel, den internationalen Kunst-
markt weiterzuentwickeln, kul-
turelle Plattformen zu schaffen
und neue Sammlergemeinschaf-
ten anzusprechen – im Einklang
mit unseren ethischenGrundsät-
zen und dem weltweit gültigen
Code of Conduct der MCH
Group», heisst es im Statement
weiter. «Die Zusammenarbeit
mit lokalen Partnern erfolgt mit
grösster Sorgfalt und unter vol-
ler Wahrung der kuratorischen
Freiheit.»

DieMCHGroup sei überzeugt:
«Dialog, kulturelle Teilhabe und
kuratorische Exzellenz sind
kraftvolle Mittel, um Brücken zu
bauen. Diese Verantwortung
nehmen wir wahr – und freuen
uns, unsere erfolgreiche Kunst-
messeArt Baselweltweitweiter-
entwickeln zu können.»

Katar oder Basel – wer zeigt künftig die grössere Kunst? Im Bild «The Flow» von Lu Yang auf der Art Unlimited 2024 in Basel. Foto: Nicole Pont

Tonja Zürcher tritt
aus demGrossen Rat zurück

Spalebeggmuss
schliessen

Art inKatar:Politiker befürchten
Reputationsschaden für Basel
MCH Group expandiert Der Regierungsrat wird sich rechtfertigenmüssen:
Der neue Ableger in Katar zieht zwei Vorstösse im Grossen Rat nach sich.
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Die Mehrheit der kontrollierten
Onlineshops mit Sitz im Kanton
Basel-Stadt hält die Gefahrgut-
Vorschriften nicht ein. Bei 25 von
27 Shops hat das Kantonslabor
denVersand vonWarenwie Feu-
erwerk, Lithiumbatterien sowie
brennbaren und ätzenden Flüs-
sigkeiten beanstandet.

Nur ein getesteter Betrieb
konnte die vollständige Einhal-
tung der Vorschriften nachwei-
sen, wie das Kantonslabor mit-
teilte. Einweiteres Unternehmen
konnte aufzeigen, dass bisher
noch niemand Gefahrgüter über
den Onlineshop bezogen hat.

Unberechtigte
Gefahrguttransporte
Bei den restlichen Shops gab es
Beanstandungen. Zwei davon
haben zudem Gefahrguttrans-
porte selbst durchgeführt, ohne
dazu berechtigt zu sein. Einige

der geprüften Betriebe passten
nach der Ermahnung der Behör-
den ihr Sortiment und ihre Ar-
beitsprozesse an,wie es imCom-
muniqué heisst.

Das Tückische an diesen Pro-
dukten sei, dass sie oft harmlos
aussehen, aber bei falscher Ver-
packung, Kennzeichnung oder
Lagerung gefährlich werden
könnten. Durch unsachgemässe
Verpackungen können gefährli-
che Flüssigkeiten austreten, mit
anderen Stoffen reagieren, sich
entzünden oder fürVerätzungen
beim Personal sorgen. Lithium-
batterien können nach einem
Aufprall Brände verursachen.
Das Augenmerk des Kantonsla-
bors lag nicht nur auf Lithium-
batterien und Pyrotechnik, son-
dern auch auf Feuerzeugen,
Spraydosen,Parfüm,aggressiven
Reinigungsmitteln und Bade-
wasserchemikalien. (ith/SDA)

Onlineshops ignorieren
Gefahrgut-Vorschriften
Kantonslabor warnt Lithiumbatterien oder
Feuerwerk werden nicht korrekt verschickt.
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Seit 2015 ist das Baselbiet damit
beschäftigt, den ZubringerBach-
graben Allschwil, kurz Zuba, zu
planen. Das vielleichtwichtigste
Strassenprojekt des Kantons soll
den Euro-Airport mit demwirt-
schaftlich florierenden Bachgra-
benareal verbinden. Doch so
richtig vom Fleck kommen die
Planungen nicht: Sollten ur-
sprünglich die Bagger bereits
2027 auffahren, wurde der Bau-
beginn letztes Jahr auf frühes-
tens 2031 terminiert.

Manche sehen bereits schwarz
für das Grossprojekt. Denn poli-
tische Fallstricke gibt es beim
Bau des Zubringers viele. Einer
davon ist der Landabtausch zwi-
schen Frankreich und der
Schweiz, der für die Errichtung
notwendig ist. Die Einfahrt zum
Tunnelwürde auf französischem
Territorium liegen.

Doch hier scheint Bewegung
in die Sache zu kommen.Wie die
Baselbieter Bau- und Umwelt-
schutzdirektion auf Anfrage
schreibt, hat Frankreich «einen

Vorschlag für einAbkommenvor-
gelegt».Dieserwerde zurzeit vom
Eidgenössischen Departement
für auswärtige Angelegenheiten
(EDA) geprüft.

Landabtausch ist
juristische Feinarbeit
Zum Inhalt äussern sich die Ver-
antwortlichen aktuell nicht –
auch nicht,welche Gebiete abge-
tauschtwerden könnten. Beson-
ders grosswäre die abgetauschte
Fläche nicht. Laut Angaben der
Arbeits- undKoordinationsplatt-
form Bachgraben (AKB), bei der
beide Halbkantone sowie die
französischen und schweizeri-
schenAnrainergemeinden invol-
viert sind,würde sie 23’000Qua-
dratmeter umfassen – das ent-
spricht ungefähr drei
Fussballfeldern. Diese Fläche ist
in etwa notwendig, um den Zu-
gang zum Tunnel zu bauen.

Dennoch ist eineMenge juris-
tischer Feinarbeit vonnöten, da-
mit die Bauarbeiten beginnen
können.Dem französischenVor-

schlag war ein juristisches Gut-
achten vorangegangen, das
Rechtsexperten aus Frankreich
und Deutschland imAuftrag des
Baselbiets ausarbeiteten.

Damit der Landabtausch be-
siegelt werden kann, muss zu-
dem ein Staatsvertrag zwischen
Frankreich und der Schweiz ge-
schlossen werden. Beide Parla-

mentemüssen diesen absegnen.
Das kann bis zu zehn Jahre dau-
ern. Um das Verfahren abzukür-
zen,wird als Zwischenschritt ein
Regierungsabkommen ange-
strebt. Der Kanton verweist auf
die Erfahrungen, die man beim
Bau einer Autobahnbrücke zwi-
schen Bardonnex im Kanton
Genf und dem französischen

Saint-Julien-en-Genevois ge-
macht hat. Die Brückewurde auf
ursprünglich SchweizerTerrito-
rium errichtet, das die Schweiz
dann aber im Tausch für eine
gleich grosse Fläche abgab.

Für das Abkommen von 1984
zwischen dem Bundesrat und
der französischen Regierung be-
nötigten beide Staaten zwei Jah-
re. Erst 1997wurde hingegen der
dazugehörige Staatsvertrag, der
den Landabtausch offiziell be-
siegelte, ratifiziert. Im Prinzip
begannen die Bauarbeiten, be-
vor der Landabtausch rechtlich
unter Dach und Fach war. Ein
ähnliches Verfahren wird nun
beim Zuba angestrebt.

Baselbiet muss auf
Stadtkanton hoffen
Bei den Verhandlungen mit
Frankreich scheint man also auf
gutem Weg zu sein. Ungemach
droht den Baselbieter Planern
dennoch – und zwar von den
Nachbarn aus dem Stadtkanton.
Der Zubringer soll hauptsächlich

über basel-städtisches Gebiet ge-
führt werden. Im Gegenzug er-
richtet Basel-Stadt eine Tramli-
nie, die zum grössten Teil über
Gebiet des Landkantons führt.

Der basel-städtische Regie-
rungsrat bemüht sich, denAuto-
kritischenGrossen Ratmöglichst
aussen vor zu lassen, damit das
Projekt nicht torpediertwird.Ge-
wisse Ausgaben im Zusammen-
hang mit dem Bau des Zubrin-
gersmüssten aberwohl demPar-
lament vorgelegt werden. Die
Grünen drohen jetzt schon mit
Referenden.

Ganz zu schweigen,dass es bei
der Auflage des Projekts zu Ein-
sprachen kommen könnte. Es
wird also nicht einfacher für das
Grossprojekt.DieAnwohner rund
umdenBachgraben leiden indes
jetzt schon unterdemhohenVer-
kehrsaufkommen. Dieses wird
mit demAusbaudes Bachgraben-
areals, derweitervoranschreitet,
nur noch weiter wachsen.

Nic Engel

Der Innovationspark auf dem Bachgrabenareal gilt als einer der
wichtigsten Wirtschaftshubs im Baselbiet. Foto: Pino Covino (Archiv)

Frankreich legt Vorschlag für Landabtausch vor
Zubringer Bachgraben Allschwil Das Baselbieter Grossprojekt geht in Minischritten voran. Mit Frankreich zeichnet sich eine Einigung ab,
politische Gefahren gibt es aber noch viele.

«Njet» zu BaselbieterMaturreform
Gymnasium Münchenstein Der Kantonwill Russisch als Schwerpunktfach an den Gymnasien abschaffen. Dagegen regt sich nunWiderstand.

Maria Chevrekouko (I.) und Elena Rieder Zelenko unterrichten seit 2011 Russisch am Gymnasium Münchenstein. Foto: Nicole Pont

Oliver Sterchi

Seit 2009 wird Russisch am
Gymnasium Münchenstein als
Schwerpunktfach unterrichtet.
Doch damit soll nun Schluss
sein: Die Baselbieter Bildungsdi-
rektion plant, die Schwerpunkt-
fächer Russisch, Italienisch und
Griechisch abzuschaffen. Dafür
soll Philosophie und Psycholo-
gie neu hinzukommen. Hinter-
grund ist die schweizweite Ma-
turitätsreform, für deren Umset-
zung die Kantone zuständig sind.

Gegen die Abschaffung von
Russisch als Schwerpunktfach im
Baselbiet regt sich nun Wider-
stand. Der Schweizerische Ver-
band der Russischlehrerinnen
und -lehrer sowie die Schweize-
rischeAkademische Gesellschaft
fürOsteuropawissenschaften ha-
ben imRahmen derVernehmlas-
sung Stellungnahmen einge-
reicht, in denen sie sich deutlich
gegen diesen Schritt ausspre-
chen. Der Lehrerverband zeigt
sich «bestürzt», und die Akade-
mische Gesellschaft bezeichnet
das Vorhaben als «kurzsichtig».

Komplexe Grammatik und
der Vergleichmit Latein
Auch vor Ort im Baselbiet wird
Kritik laut. Maria Chevrekouko
undElena Rieder-Zelenko unter-
richten seit 2011 Russisch am
Gymnasium Münchenstein. Es
wäre ein Fehler, das Schwer-
punktfach abzuschaffen, sagen
sie. «Russisch unterscheidet sich
als slawische Sprache doch ziem-
lich starkvonEnglisch oderFran-
zösisch. Die komplexe russische
Grammatik zu lernen, bedeutet,
das Denken zu schulen, ähnlich
wie bei Latein», sagt Chevrekou-
ko, die auch amSlavischen Semi-
nar der Uni Basel doziert.

Ausserdem ermögliche das
Erlernen des Russischen das Ein-
tauchen in «neue kulturelle Räu-
me, die vielenMenschen inWest-
europa oft nicht so vertraut
sind». So unternimmt die Fach-

schaft Russisch am Gymnasium
Münchenstein mit den Schüle-
rinnen und Schülern etwa regel-
mässig Bildungsreisen ins Balti-
kum, genauer nach Lettland,wo
Russisch alsAlltagssprache nach
wie vor einewichtige Rolle spielt.

Rieder-Zelenko und Chevre-
kouko betonen, nicht aus Eigen-
nutz zu handeln. Beide unter-
richten auch andere Fächer, se-
hen ihre Jobs durch die Reform
also nicht bedroht. «Es geht uns

um den Stellenwert des Faches
und dieAufbauarbeit, die hier in
den letzten 15 Jahren geleistet
wurde», so Rieder-Zelenko. In ih-
remVernehmlassungsschreiben
führen Rieder-Zelenko und
Chevrekouko nochweitereArgu-
mente auf,weshalb Russisch als
Schwerpunktfach erhalten wer-
den solle: Die Beschäftigungmit
der Sprache, aber auch der Kul-
tur und Geschichte des russisch-
sprachigen Raumes helfe den

Schülern, «komplexe Zusam-
menhänge im östlichen Europa
zu verstehen». Ausserdem stell-
ten die Abgänger des Schwer-
punktfachs Russisch den akade-
mischenNachwuchs in den Ost-
europastudiengängen an der
Universität Basel. Im Zuge des
Ukraine-Krieges und der verän-
derten geopolitischen Lage in
Europa hat dieserAspekt zuletzt
wohl eher noch an Bedeutung
gewonnen.

Die Baselbieter Bildungsdirekti-
on argumentiert indes mit den
tiefen Belegungszahlen.Das Pro-
fil Russisch könne nie als voller
Kurs geführtwerden,was zusätz-
liche Kosten auslöse. Dasselbe
gelte fürGriechisch.Gemäss Rie-
der-Zelenko und Chevrekouko
schrieben sich in den letzten Jah-
ren jeweils acht bis zehn Schüler
für das Schwerpunktfach ein.Ak-
tuell belegten etwa 30 Jugendli-
che das Russischprofil am Gym-

nasium Münchenstein. Schwer-
punktfächer wieWirtschaft und
Recht oder Biologie und Chemie
sind deutlich beliebter.

Russisch nur am
GymnasiumMünchenstein
Das Gymnasium Münchenstein
ist die einzigeMittelschule in den
beiden Basel, die Russisch als
Schwerpunktfach anbietet. An
den anderen Gymnasienwird die
Sprache, wenn überhaupt, als
Freifach geführt. Schwerpunkt-
fach heisst, dass die Schülerin-
nen und Schüler über vier Jahre
langwöchentlich vier Lektionen
darin belegen und die Note am
Ende auch für dasMaturzeugnis
zählt. Rieder-Zelenko und Chev-
rekouko befürchten, dass das
Ende von Russisch als Schwer-
punktfach auch das Ende des
schulischen Russischunterrichts
in der Region bedeuten könnte.

Dies imUnterschied zu Italie-
nisch, das zwar als Schwerpunkt-
fach abgeschafftwerden soll, da-
für aber zum gleichberechtigten
Grundlagenfach neben Franzö-
sischwird.Will heissen:Werneu
ins Gymnasium eintritt, soll
künftig zwischen Französisch
und Italienisch wählen können
als zweite obligatorische Fremd-
sprache neben Englisch.

Chevrekouko wirft auch die
Frage auf, ob undwie sich die Ba-
selbieter Gymnasien künftig
voneinander abheben sollen,
wenn es nicht mehrmöglich sei,
«Nischenfächer» wie Russisch
oderGriechisch an einem Stand-
ort anzubieten. Die beiden Päd-
agoginnen schlagen in ihrem
Vernehmlassungsschreiben zu-
handen des Kantons vor, dass die
Baselbieter Gymnasien die Frei-
heit erhalten sollen, pro Stand-
ort ein Schwerpunktfach nach ei-
genem Gutdünken anbieten zu
dürfen –wie eben Russisch. Der
Ball liegt nun beim Kanton. Die
ersten Zeugnisse nach demneu-
en System sollen im Sommer
2032 ausgestellt werden.


